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Einleitung 

„Ein in die Gesellschaft integriertes Leben zu führen sollte keine Belohnung, 

sondern ein Recht für alle Menschen mit Behinderungen sein.“  

Interessenträger bei der Konsultation mit nichtstaatlichen Organisationen 
 

ALLGEMEINER ÜBERBLICK ÜBER DEN ARBEITSBESUCH 

 

Mit diesem Informationsbesuch wollte der Petitionsausschuss Antworten auf viele Fragen 

finden, die sich ihm im Laufe seiner Arbeit hinsichtlich der Auswirkungen gestellt haben, die 

die Europäische Union auf die Lebensqualität der europäischen Bürger mit Behinderungen1 

hat, die in Heimen untergebracht und daher nicht in die Gesellschaft integriert sind. In 

Anbetracht der Ziele früherer Arbeitsbesuche wählte der Petitionsausschuss im Sinne einer 

geografischen Ausgewogenheit die Slowakische Republik2 für seine Untersuchung dieser 

Frage aus. 

 

Bei dem Arbeitsbesuch sollte in Erfahrung gebracht werden, wie die Europäischen Struktur- 

und Investitionsfonds für den Unterhalt (Renovierung, Erweiterung oder Errichtung) von 

Langzeitwohneinrichtungen für Menschen mit Behinderungen in der Slowakei verwendet 

werden. Dabei stand der Aspekt der Grundrechte klar im Vordergrund. Es ging um die Frage, 

wie sich die EU durch sinnvolle finanzielle Unterstützung solidarisch erweisen kann, ohne 

dazu beizutragen, dass große Wohneinrichtungen weiterbetrieben werden, in denen Bewohner 

in ihren Möglichkeiten zur Teilhabe am gesellschaftlichen Leben eingeschränkt werden. 

 

Eine Reihe von Mitgliedstaaten in Mittel- und Osteuropa investiert EU-Mittel in 

Wohneinrichtungen. Die Finanzierung von geplanten Instandhaltungs- oder 

Erweiterungsmaßnahmen für solche Einrichtungen stellt jedoch eine Verletzung der Charta 

der Grundrechte der Europäischen Union und des Übereinkommens der Vereinten Nationen 

über die Rechte von Menschen mit Behinderungen dar und läuft der EU-Politik für 

Chancengleichheit, soziale Inklusion und Nichtdiskriminierung zuwider. Daher sollten von 

der EU keine entsprechenden Beihilfen gezahlt werden. 

 

Der Arbeitsbesuch des Petitionsausschusses erfolgte zum rechten Zeitpunkt, da im Mai 2016 

die Abschließenden Bemerkungen des Ausschusses der Vereinten Nationen zum Schutz der 

Rechte von Menschen mit Behinderungen für die Slowakei veröffentlicht worden waren. Der 

Ausschuss äußerte sich zutiefst besorgt über die große Zahl von Menschen mit 

Behinderungen, die in der Slowakei in Heimen untergebracht sind, und wies darauf hin, dass 

die Deinstitutionalisierung3 zu langsam und zu lückenhaft voranschreitet. Laut Empfehlung 

des Ausschusses der Vereinten Nationen sollte die Slowakei einen Zeitplan aufstellen und 

umsetzen, um den Prozess der Deinstitutionalisierung zu beschleunigen. Dazu gehöre auch, 

mit spezifischen zusätzlichen Maßnahmen den Zugang zu gemeindenahen Dienstleistungen 

für alle Menschen mit Behinderungen auszubauen. Der Ausschuss empfahl darüber hinaus, 

dass die Slowakei die Mittel aus dem nationalen Haushalt, die sie bisher 

Betreuungseinrichtungen zugewiesen habe, umverteilen solle, um sie gemäß den 

                                                 
1 Erwachsene mit geistigen Behinderungen. 
2 Nachstehend bezeichnet als Slowakei. 
3 Deinstitutionalisierung: Abbau großer Wohneinrichtungen zugunsten gemeindenaher Dienste.  
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Investitionsprioritäten des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE) in 

gemeindenahe Dienste zu investieren. 

 

Für die Delegation des Petitionsausschusses erwiesen sich die Beobachtungen der Vereinten 

Nationen als weitgehend zutreffend, da sich sowohl bei der Konsultation mit nichtstaatlichen 

Organisationen, die sich für die Rechte von Menschen mit Behinderungen einsetzen, als auch 

bei der Konsultation mit den zuständigen staatlichen Stellen bestätigte, dass die bestehenden 

guten Strategien unzureichend umgesetzt werden und der Prozess der Deinstitutionalisierung 

auffallend langsam vonstattengeht. Entsprechend den Feststellungen des im Vorfeld des 

Arbeitsbesuchs von der Fachabteilung C erstellten Briefings mit dem Titel European 

Structural and Investment Funds and People with Disabilities: Focus on the Situation in 

Slovakia (Europäische Struktur- und Investitionsfonds und Menschen mit Behinderungen: Die 

Situation in der Slowakei) kam der Petitionsausschuss zu dem Ergebnis, dass bisher noch 

keinem Menschen mit Behinderung im Rahmen der Deinstitutionalisierungsstrategie in der 

Slowakei ermöglicht worden war, sein Leben innerhalb der Gesellschaft fortzuführen. 
 

Für die Delegationsmitglieder lag eine Priorität darin, sich selbst ein Bild von den 

Einrichtungen in der Slowakei zu machen, in denen Menschen mit Behinderungen derzeit 

untergebracht sind. Um einen möglichst differenzierten Überblick zu erhalten, wurden drei 

Arten von Einrichtungen besucht: 1. eine Tagespflegeeinrichtung in der Stadt Trnava, die mit 

EU-Mitteln vollständig renoviert wurde und in der Betreute außerhalb einer Wohneinrichtung 

in ihrer Gemeinde und in ihre Familien integriert leben, 2. eine Einrichtung in der historischen 

Altstadt von Trnava, in der Menschen mit Behinderungen arbeiten, und 3. eine 

Langzeitwohneinrichtung in der benachbarten Gemeinde Zavar. Letztere wurde zwar nicht 

mit EU-Mitteln finanziert, befand sich aber in optimaler Entfernung von den beiden anderen 

Einrichtungen, hatte die gleiche Verwaltung und bot den Delegationsmitgliedern die 

Gelegenheit, ein kleinstädtisches Heim zu besuchen, in dem 130 männliche Bewohner eher 

abgeschottet von der Gesellschaft leben. 

 
Auf dem Foto sind Handarbeiten von Menschen 

mit Behinderungen zu sehen, die in der von der Delegation 

besuchten Tagespflegeeinrichtung betreut werden. Diese 

Erzeugnisse werden von den nahe gelegenen 

Fahrzeugherstellern als Kundengeschenke erworben oder 

von Mitarbeitern der beiden Fabriken gekauft. Die aus 

dem Verkauf erzielten Einnahmen fließen in Aktivitäten für 

die betreuten Menschen, z. B. Ausflüge, 

Theatervorstellungen usw.  

 

 

Diese Informationen stammen von einer 80-

jährigen Dame, deren Sohn die Einrichtung seit 20 Jahren 

besucht, wobei die Einrichtung den größten Teil dieser Zeit 

noch nicht vollständig mit EU-Mitteln renoviert worden 

war. Die Dame erklärte, ihr Sohn gehe jeden Tag sehr 

gerne in die renovierte Tagespflegeeinrichtung, in der 

Personen von morgens bis 15 Uhr betreut würden, um 

anschließend abends zu ihren Familien zurückzukehren. 
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Die PETI-Delegation konnte bei allen Interessenträgern, auf die sie bei den Konsultationen 

anlässlich ihres Arbeitsbesuchs traf, echten Einsatz und echtes Engagement feststellen, wenn 

es darum ging, den Alltag von Menschen mit Behinderungen in der Slowakei zu verbessern. 

 

Die nichtstaatlichen Organisationen mahnten mit Nachdruck an, dass es seitens der 

Kommission und des Europäischen Parlaments mehr Kontrollen bezüglich der tatsächlichen 

Umsetzung der Deinstitutionalisierung in der Slowakei und der tatsächlichen Verwendung 

von EU-Mitteln geben müsse. Sie hoben hervor, dass nach wie vor Mittel aus regionalen und 

nationalen Haushalten in alte und neue Einrichtungen flössen, in denen die Anstaltskultur der 

Abhängigkeit und Segregation vom Rest der Gesellschaft verfestigt würde.1  

 

Die slowakischen Regierungsvertreter gaben gegenüber der Delegation an, dass der Großteil 

der Empfehlungen des Ausschusses der Vereinten Nationen mit Programmen zur 

Deinstitutionalisierung in der Slowakei umgesetzt worden sei. Aus den bereitgestellten 

Informationen ging allerdings hervor, dass trotz vorhandener Überwachungsinstrumente 

sowohl die Ausschreibung als auch die Umsetzung von Vorhaben im Rahmen des aus dem 

EFRE finanzierten Integrierten Regionalen Operationellen Programms erheblich im 

Rückstand sind. Mit diesem Programm sollen Investitionen in Infrastruktur und Ausstattung 

für eine gemeindenahe Betreuung von Menschen mit Behinderungen mit voraussichtlich 

200 Mio. EUR unterstützt werden. 

 

Die Mitglieder der Delegation des Petitionsausschusses und die angehörten slowakischen 

Interessenträger waren sich einig, dass Deinstitutionalisierung in der Tat nicht darin bestehen 

könne, die Bezeichnungen von Langzeitwohneinrichtungen zu ändern oder 

Kleinsteinrichtungen zu eröffnen, und dass solche Maßnahmen von der EU auch nicht 

finanziert werden sollten. Hier liegt die Verantwortung primär bei der Kommission, die im 

Rahmen der geteilten Mittelverwaltung und aufgrund der Rückmeldungen zuständiger und 

überaus aktiver einschlägiger nichtstaatlicher Organisationen einen Wandel herbeiführen und 

nicht ordnungsgemäß verwendete EU-Mittel kürzen kann. Das Europäische Parlament sollte 

den Prozess der Deinstitutionalisierung in der Slowakei in ihrem Namen kontinuierlich und 

streng kontrollieren. Um diese Zusage einhalten zu können, ist die tatkräftige Unterstützung 

der slowakischen Regierungsbehörden notwendig, die sich im Zuge des Arbeitsbesuchs des 

Petitionsausschusses verpflichtet haben, diesen regelmäßig schriftlich über geplante 

Maßnahmen und konkrete Fortschritte bei dem Prozess der Deinstitutionalisierung in der 

Slowakei zu unterrichten. 

 

Bis Ende 2016 soll der Petitionsausschuss den ersten schriftlichen Bericht über den Beitrag 

von EU-Mitteln zur Deinstitutionalisierung und den Fortschritt entsprechender Vorhaben in 

der Slowakei erhalten. 

 

ERGEBNISSE 

 

I. Konsultationen mit nichtstaatlichen Organisationen 

                                                 
1 Soweit der Kommission bekannt ist, werden diese Investitionen nicht aus den Europäischen Struktur- und 

Investitionsfonds getätigt. 
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Bei dem Vorbereitungstreffen, auf dem die Delegationsmitglieder umfassend über die 

Situation in der Slowakei unterrichtet werden sollten, berichtete die Kommission der 

Delegation des Petitionsausschusses davon, dass die im Bereich der Deinstitutionalisierung 

tätigen nichtstaatlichen Organisationen gut aufgestellt und organisiert sind. 

 

Diese Beobachtung bestätigte sich anhand der großen Zahl der nichtstaatlichen 

Organisationen,1 die sich im Informationsbüro des Europäischen Parlaments in Bratislava 

einfanden, um an der Konsultation mit dem Petitionsausschuss teilzunehmen. Gemäß einer 

Empfehlung der Kommission war auch Zuzana Stavrovská, die slowakische Kommissarin für 

Menschen mit Behinderungen,2 eingeladen worden. Sie und die nichtstaatlichen 

Organisationen gaben äußerst nützliche Informationen weiter. 

  
 

 

Die nichtstaatlichen Organisationen wiesen auf verschiedene Problemfelder hin, die mit der 

Deinstitutionalisierung in der Slowakei verbunden sind: 

 

VERPFLICHTUNG DER NICHTSTAATLICHEN ORGANISATIONEN ZUR 

MITFINANZIERUNG DES NATIONALEN 

DEINSTITUTIONALISIERUNGSVORHABENS 

Die nichtstaatlichen Organisationen kritisierten, dass die slowakische Regierung eine 

finanzielle Beteiligung der nichtstaatlichen Organisationen an der Deinstitutionalisierung 

erwarte. Dies ist ihrer Auffassung nach ungerechtfertigt, da es sich bei dieser Aufgabe um 

eine von der slowakischen Regierung eingegangene nationale Verpflichtung handele. Für 

entsprechende Aktivitäten müssten vielmehr geeignete Mittel im nationalen Haushalt 

vorgesehen werden. Darüber hinaus liege die Verantwortung in erster Linie bei den lokalen 

                                                 
1 Teilnehmende nichtstaatliche Organisationen: Open Society Foundations, Nationalrat für Menschen mit 

Behinderungen in der Slowakischen Republik, Slowakische Hilfsvereinigung für Menschen mit geistigen 

Behinderungen, Carissimi, Mental Disability Advocacy Center, Socia, Centre for the Research of Ethnicity and 

Culture (Zentrum für die Erforschung von Ethnizität und Kultur), Social Work Advisory Board (Beirat für 

soziale Arbeit). 
2 Das Amt der Kommissarin war im Juni 2015 in der Slowakei im Einklang mit Artikel 12 des Übereinkommens 

der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen geschaffen worden. Dieser Artikel, 

der überschrieben ist mit „Gleiche Anerkennung vor dem Recht“, besagt, dass die Vertragsstaaten geeignete und 

wirksame Sicherungen vorsehen müssen, um entsprechend den internationalen Menschenrechtsnormen 

Missbrauch zu verhindern. Demnach ist die Kommissarin in alle Prozesse involviert, die 

Menschenrechtsverletzungen gegenüber Menschen mit Behinderungen betreffen, und muss sich von Amts 

wegen mit allen entsprechenden Beschwerden befassen. 
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(kommunalen, regionalen) Verwaltungen1, die dafür prädestiniert seien, gemeindenahe 

Betreuungsmaßnahmen umzusetzen. Auch äußerten die nichtstaatlichen Organisationen ihre 

Unzufriedenheit darüber, dass ihre Mitbeteiligung an dem bestehenden Konsultationsrahmen 

eher formeller Art sei. 

 

MANGELNDES ENGAGEMENT DER LOKALEN BEHÖRDEN FÜR DIE 

DEINSTITUTIONALISIERUNG UND KNAPPHEIT DER LOKALEN RESSOURCEN 

Die Kommission hob bereits bei dem Vorbereitungstreffen für den Arbeitsbesuch hervor, dass 

es sich bei der Deinstitutionalisierung um einen Prozess handele, der ein entsprechendes 

öffentliches Bewusstsein voraussetze. Dieses sei bereits stärker geworden. Dennoch äußerten 

sich die nichtstaatlichen Organisationen sehr negativ über das Engagement der lokalen 

Behörden und beklagen die mangelnde aktive Unterstützung der Veränderungen, die mit der 

Deinstitutionalisierung eigentlich einhergehen müssten. Zum Teil fürchten die Beschäftigten 

in den Betreuungseinrichtungen (Leitung, Personal) um ihren Arbeitsplatz. Manche von ihnen 

verfügen über gute Kontakte zur Verwaltung und blockieren den Prozess der 

Deinstitutionalisierung schon im Ansatz2. Darüber hinaus, so die nichtstaatlichen 

Organisationen, seien kleine Gemeinden oft nicht in der Lage, die gesetzlichen Vorgaben für 

eine Gewährung staatlicher Beihilfen zu erfüllen. 

 

SCHLEPPENDE UND ZU STARK FRAGMENTIERTE DEINSTITUTIONALISIERUNG 

In ihrem Briefing verwies die Fachabteilung darauf, dass die geplanten Aktivitäten im 

Rahmen des überarbeiteten Nationalen Deinstitutionalisierungsvorhabens für den Zeitraum 

bis 2020 weniger als 10 % der 861 Einrichtungen in der Slowakei abdeckten und dass bisher 

noch keine Personen mit Behinderungen aus einer institutionellen in eine gemeindenahe 

Betreuung verlegt worden seien. Die nichtstaatlichen Organisationen unterrichteten die 

Delegation, dass Wohneinrichtungen zwar weiche Unterstützungsmaßnahmen in Bereichen 

wie Schulung und Ausbildung erhielten, eine wirkliche Deinstitutionalisierung jedoch nicht 

auf den Weg gebracht werde. Darüber hinaus beklagten die nichtstaatlichen Organisationen 

die mangelnden Synergien zwischen dem operationellen Programm zur Entwicklung der 

Humanressourcen des Europäischen Sozialfonds (ESF) und dem vom EFRE finanzierten 

Integrierten Regionalen Operationellen Programm (IROP)3. Obwohl es Projekte gebe, sei aus 

administrativen Gründen bislang kein einziger Euro geflossen. Die schlechte Koordinierung 

und Zusammenarbeit zwischen den nationalen, regionalen und lokalen Ebenen wurde 

ebenfalls kritisiert. 

 

NACHHALTIGKEIT EU-FINANZIERTER PROJEKTE ZUR 

DEINSTITUTIONALISIERUNG 

Die nichtstaatlichen Organisationen wiesen darauf hin, dass die Nachhaltigkeit EU-

finanzierter Projekte dringend sichergestellt werden müsse, damit die Slowakei ihren 

                                                 
1 Seit 2002 findet in der Slowakei eine Dezentralisierung statt, weswegen viele Zuständigkeiten der 

Zentralregierung an kommunale und regionale Behörden übertragen wurden. Dazu gehören auch soziale 

Dienstleistungen sowie Aufgaben des Gesundheits- und Bildungswesens. 
2 Der Menschenrechtskommissar des Europarats schrieb 2015 in seinem Bericht, dass auch auf kommunaler 

Ebene sowie im Gesundheitswesen und in anderen einschlägigen Bereichen starke Eigeninteressen für die 

Erhaltung von Betreuungseinrichtungen zu finden seien. Er verwies auf die mangelnde Bereitschaft der 

Selbstverwaltungsregionen, in ihrer Eigenschaft als wichtigste Träger für Dienstleistungen slowakischer 

Betreuungseinrichtungen die nationalen Maßnahmen zur Deinstitutionalisierung umzusetzen. 
3 Im Rahmen des operationellen Programms zur Entwicklung der Humanressourcen seien ca. 30 Mio. EUR, im 

Rahmen des IROP ca. 200 Mio. EUR für Investitionen im Zusammenhang mit der Deinstitutionalisierung in der 

Slowakei zur Verfügung gestellt worden. 
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Rückstand gegenüber anderen Mitgliedstaaten, die schon länger in der EU sind, aufholen 

könne. Sie bedauerten, dass die slowakischen nationalen Programme1 zur 

Deinstitutionalisierung nicht über das Jahr 2020 hinausreichten, und äußerten Bedenken 

bezüglich der Zukunft der Dienstleistungen für Menschen mit Behinderungen nach diesem 

Zeitpunkt. 

 

GEFAHREN DER SOGENANNTEN KLEINSTEINRICHTUNGEN 

Im Einklang mit den Feststellungen des Briefings der Fachabteilung warnten die 

nichtstaatlichen Organisationen darüber hinaus ausdrücklich davor, die Schaffung 

sogenannter Kleinsteinrichtungen mit EU-Beihilfen zu unterstützen. Diese könnten zwar ein 

verbessertes Umfeld bieten, erfüllten jedoch nicht den Anspruch eines in die Gemeinde 

integrierten Lebens. Die nichtstaatlichen Organisationen bedauerten auch, dass de facto noch 

immer lokale, regionale und staatliche Mittel in die Heimunterbringung investiert würden. 

 

MANGEL AN INFORMATION UND ÖFFENTLICHEM BEWUSSTSEIN 

Die nichtstaatlichen Organisationen hoben hervor, dass die Gesellschaft und regionale oder 

lokale Verwaltungen im Grunde sehr wenig über Menschen mit Behinderungen und deren 

Familien, Gemeinschaften und Bedürfnisse wüssten. Im Einklang mit den Feststellungen des 

Briefings der Fachabteilung wiesen sie darauf hin, dass die Schranken zwischen der 

Gesellschaft und Menschen mit Behinderungen dringend durch Informationskampagnen und 

bewusstseinsbildende Maßnahmen abgebaut werden müssten. Die nichtstaatlichen 

Organisationen bedauerten, dass die Gesellschaft anscheinend noch nicht bereit sei, Menschen 

mit Behinderungen zu akzeptieren. 

 

ZUGÄNGLICHKEIT VON DIENSTLEISTUNGEN, WAREN UND MEDIZINISCHER 

VERSORGUNG 

Die nichtstaatlichen Organisationen sehen darüber hinaus den Bedarf, Dienstleistungen, die 

für Menschen ohne Behinderungen selbstverständlich sind, auch für Menschen mit 

Behinderungen zugänglich zu machen. Dazu gehöre etwa die Barrierefreiheit öffentlicher 

Verkehrsmittel. Diese stünden zwar für die breite Öffentlichkeit grundsätzlich zur Verfügung, 

nicht aber für Menschen mit Behinderungen. Auch Ausbildung (einschließlich entsprechender 

Beratungsmöglichkeiten), Waren und medizinische Versorgung müssten zugänglich gemacht 

werden, ebenso wie Dienstleistungen der Frühintervention, die laut nichtstaatlichen 

Organisationen unzureichend und mit dem Gesundheitswesen zu wenig vernetzt sind, 

Beratungsleistungen (einschließlich Rechtsberatung) sowie soziale und pädagogische 

Dienstleistungen. Die nichtstaatlichen Organisationen machten darauf aufmerksam, dass 

kleine Gemeinden in der Slowakei, die eigentlich für soziale Dienstleistungen zuständig 

seien, den Bedürfnissen von Menschen mit Behinderungen aufgrund finanzieller und 

personeller Engpässe häufig nicht nachkommen könnten. Darüber hinaus gebe es zu wenig 

Unterstützung für die Angehörigen von Menschen mit Behinderungen und für Familien mit 

Kindern mit Behinderungen. Menschen mit Behinderungen, die nationalen Minderheiten 

angehörten, hätten kaum Zugang zu Dienstleistungen in ihrer Muttersprache. 

 

INKLUSION VON MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN DURCH AKTIVE 

                                                 
1 Z. B. der Nationale Aktionsplan für den Übergang von einer institutionalisierten zu einer gemeindenahen 

Betreuung im System sozialer Dienstleistungen 2012–2015, die Nationalen Prioritäten für die Entwicklung 

sozialer Dienstleistungen 2015–2020, der Nationale Aktionsplan für den Übergang von einer institutionalisierten 

zu einer gemeindenahen Betreuung im System sozialer Dienstleistungen 2016–2020 oder die Strategie zugunsten 

von Menschen mit Behinderungen 2014–2020. 
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EINBEZIEHUNG 

Die nichtstaatlichen Organisationen forderten mehr Engagement seitens der Politik, um 

Menschen mit Behinderungen dabei zu helfen, ein selbstbestimmtes Leben zu bewältigen, 

und Informationskampagnen für Menschen mit Behinderungen umzusetzen, damit diese ihre 

Ängste vor einem unabhängigen Leben abbauen und ihre erlernte Abhängigkeit von 

Langzeitwohneinrichtungen überwinden können. Erwähnt wurde auch, dass es in der 

Slowakei kaum Selbsthilfe und Selbstvertretung für Menschen mit Behinderungen gebe. 

 

RECHTS- UND HANDLUNGSFÄHIGKEIT VON MENSCHEN MIT BEHINDERUNGEN 

Als besonders bedenklich wurde von den nichtstaatlichen Organisationen und von der 

slowakischen Kommissarin für Menschen mit Behinderungen hervorgehoben, dass Menschen 

mit Behinderungen nicht in allen Lebensbereichen rechtliche Gleichstellung genießen, etwa 

wenn es darum geht, zu heiraten, ein Bankkonto zu eröffnen, ein Gericht anzurufen, das 

Stimmrecht auszuüben usw. Die Kommissarin unterrichtete die PETI-Delegation, dass es seit 

dem 1. Juli 2016 mit Inkrafttreten des neuen Gesetzes zur freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht 

mehr zulässig sei, die Rechts- und Handlungsfähigkeit vollständig zu entziehen; sie dürfe nun 

nur noch unter strengeren Auflagen als zuvor eingeschränkt werden. Zudem besteht die 

Möglichkeit, die Rechts- und Handlungsfähigkeit wiederherzustellen.1 In diesem 

Zusammenhang wies die Kommissarin darauf hin, dass derzeit eine Reform des 

Zivilgesetzbuches erarbeitet werde, die erforderlich sei, da das materielle Recht sich nach wie 

vor ausschließlich auf die uneingeschränkte Rechts- und Handlungsfähigkeit beziehe und 

keine Bestimmungen für unterstützte Entscheidungsfindung vorsehe, was gegen Artikel 12 

des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen verstoße. 

 

II. Konsultationen mit den slowakischen Behörden2 

Die slowakischen Behörden bekräftigten, dass die Slowakei zu einem Übergang von der 

Betreuung in Heimen zu einer gemeindenahen Betreuung verpflichtet sei. Dabei betonten sie, 

dass die Deinstitutionalisierung Zeit brauche. Sie räumten ein, dass bislang erst wenige 

Langzeitheime geschlossen worden seien, erläuterten jedoch, dass viele Einrichtungen die 

Deinstitutionalisierung auf den Weg gebracht hätten, sodass sie mit 50 % ihrer Kapazitäten in 

herkömmlicher Weise weiterarbeiteten und mit 50 % ihrer Kapazitäten in einer Pilotphase der 

Deinstitutionalisierung stünden. Die Behörden verwiesen darauf, dass seit 2016 finanzielle 

Unterstützung für Investitionen in die Entwicklung gemeindenaher sozialer Dienstleistungen 

verfügbar sei. 

 

                                                 
1 In der Praxis meist nur eingeschränkt. 
2 Die Delegation des Petitionsausschusses sprach mit hochrangigen Mitgliedern des Ministeriums für Arbeit, 

Soziales und Familie der Slowakischen Republik, darunter auch mit dem Minister, sowie mit einer Vertreterin 

des Ministeriums für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung der Slowakischen Republik und mit 

hochrangigen Mitgliedern des Büros für Investitionen und Informationsgesellschaft des Stellvertretenden 

Ministerpräsidenten. Die beiden erstgenannten Stellen sind für die Verwaltung des ESF bzw. des EFRE 

verantwortlich, die letztgenannte ist seit dem 1. Juni 2016 als zentrale Koordinierungsstelle für die Verwaltung 

der Europäischen Struktur- und Investitionsfonds zuständig. 
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STRATEGISCHE DOKUMENTE ZUR UNTERSTÜTZUNG DER 

DEINSTITUTUIONALISIERUNG SOZIALER DIENSTLEISTUNGEN 

Die PETI-Delegation erhielt Informationen zu der Regierungserklärung der slowakischen 

Regierung für 2016–2020, in der sich diese verpflichtet hatte, den Prozess der 

Deinstitutionalisierung sozialer Dienstleistungen weiterhin zu unterstützen. Die Behörden 

verwiesen darauf, dass die Slowakei ihr Engagement für die Deinstitutionalisierung im 

Zeitraum 2014–2020 verstärkt habe und dass in der Slowakei Investitionen (für Umbau, 

Erweiterung oder Sanierung) in bestehende Großeinrichtungen mit kontinuierlich erbrachten 

sozialen Dienstleistungen nicht mehr als förderfähig im Rahmen der Europäischen Struktur- 

und Investitionsfonds anerkannt würden.1 Die Deinstitutionalisierung sozialer 

Dienstleistungen sei außerdem in die Nationalen Prioritäten für die Entwicklung sozialer 

Dienstleistungen 2015–2020 und in das Nationale Programm zur Verbesserung der 

Lebensumstände von Menschen mit Behinderungen für den Zeitraum 2014–2020 

aufgenommen worden. Die Behörden gaben darüber hinaus an, dass sie über die 

Empfehlungen des Ausschusses der Vereinten Nationen zum Schutz der Rechte von 

Menschen mit Behinderungen vom Mai 2016 informiert seien und diese in die nationalen 

Programme integriert hätten. Der neue Aktionsplan (2016–2020) auf der Grundlage der 

Nationalen Deinstitutionalisierungsstrategie von 20112 sollte im Oktober 2016 verabschiedet 

werden. 

 

KOORDINIERUNG UND SYNERGIEN ZWISCHEN ESF UND EFRE 

Die slowakischen Behörden unterrichteten die Delegation des Petitionsausschusses, dass eine 

ressortübergreifende Arbeitsgruppe aus Vertretern zuständiger Abteilungen und einschlägiger 

Organisationen der Zivilgesellschaft gebildet wurde, um Probleme wie die äußerst 

mangelhafte Koordinierung im vorhergehenden Programmplanungszeitraum 2007–2013 zu 

vermeiden. Dieses Sachverständigengremium ist dafür zuständig, die Programme zu 

koordinieren, die im Rahmen der Europäischen Struktur- und Investitionsfonds umgesetzt 

werden, sowie den Europäischen Struktur- und Investitionsfonds und anderen Instrumenten 

                                                 
1 Nach Beobachtungen der Kommission hat die Slowakei bei der Programmplanung Absicherungen in das 

Integrierte Regionale Operationelle Programm (EFRE) eingearbeitet, das den Übergang von der Erbringung 

sozialer Dienstleistungen in Heimen hin zu einer gemeindenahen Betreuung vorsieht, damit EU-Mittel nicht für 

„Humanisierungsmaßnahmen“ missbraucht werden, die z. B. darin bestehen, Großeinrichtungen zu verkleinern, 

ohne deren Konzept im Sinne einer unabhängigen Lebensführung von Behinderten zu verändern. Die 

Kommission stellte außerdem sicher, dass Investitionen in Gebäude und Ausstattungen grundsätzlich mit der 

Unterstützung von Aktivitäten verknüpft werden müssen, die im Rahmen des operationellen Programms zur 

Entwicklung der Humanressourcen (ESF) kofinanziert werden, z. B. indem Unterstützung für Großeinrichtungen 

nur dann gewährt wird, wenn ein Umwandlungsplan für die betreffende Einrichtung beigefügt, Unterstützung für 

die institutionalisierte Betreuung ausgeschlossen oder die Kapazität unterstützter Einrichtungen eingeschränkt 

wird. 
2 Strategie für die Deinstitutionalisierung des Systems sozialer Dienstleistungen und für alternative Betreuung in 

der Slowakischen Republik, 2011. 
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auf nationaler oder EU-Ebene zu synchronisieren. Der Zweck der Arbeitsgruppe besteht also 

darin, eine gemeinsame Planung in der Slowakei sicherzustellen und so dafür zu sorgen, dass 

die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds im Land effizienter verwendet werden. 

Allerdings stellte sich bei den Konsultationen heraus, dass die Arbeitsgruppe zum Zeitpunkt 

des Informationsbesuchs ihre Tätigkeit noch nicht aufgenommen hatte. 
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ÜBERWACHUNGSGREMIEN FÜR DEN FORTSCHRITT DER 

DEINSTITUTIONALISIERUNG 

Die slowakischen Behörden verwiesen auf die Vorteile, die für den Prozess der 

Deinstitutionalisierung durch den Überwachungsausschuss für das Integrierte Regionale 

Operationelle Programm und den Überwachungsausschuss für das operationelle Programm 

zur Entwicklung der Humanressourcen entstünden. Diese seien damit betraut, die Umsetzung 

der jeweiligen operationellen Programme und ihren Fortschritt im Hinblick auf die 

Zielsetzungen zu überprüfen. Die Behörden betonten darüber hinaus, dass das Büro für 

Investitionen und Informationsgesellschaft des Stellvertretenden Ministerpräsidenten 

entscheidend dazu beitragen könne, die Umsetzung der politischen Strategien für eine 

Deinstitutionalisierung der sozialen Dienstleistungen in der Slowakei zu verbessern, indem es 

sicherstellt, dass die aus EU-Beihilfen gewährte Unterstützung ordnungsgemäß dafür 

eingesetzt werden, die Deinstitutionaliserungsziele zu erreichen. 

 

GEPLANTE VERWENDUNG VON EU-MITTELN FÜR DIE 

DEINSTITUTIONALISIERUNG IM PROGRAMMPLANUNGSZEITRAUM 2014–2020 

Die slowakischen Behörden unterrichteten die PETI-Delegation, dass für Oktober 2016 zwei 

Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen im Zusammenhang mit dem Integrierten 

Regionalen Operationellen Programm (EFRE) geplant seien. Mit der ersten Ausschreibung 

soll der Übergang von der Betreuung in bestehenden institutionellen Einrichtungen zu einer 

gemeindenahen Betreuung mit 160 Mio. EUR gefördert werden, im Rahmen der zweiten 

werden 32 Mio. EUR für den Bau neuer deinstitutionalisierter Einrichtungen bereitgestellt. 

Diese Vorhaben zielen darauf ab, den Zugang zu effizienten und hochwertigen öffentlichen 

Dienstleistungen zu erleichtern, wobei in besonderem Maße gefördert werden soll, dass die 

Bereitstellung sozialer Dienstleistungen und die Durchführung von Maßnahmen für den 

sozialen und rechtlichen Schutz von Kindern und für soziale Vormundschaft auf die 

kommunale Ebene übertragen wird. Innerhalb des operationellen Programms zur Entwicklung 

der Humanressourcen (ESF) werden – mit Verzögerung – derzeit fünf nationale Vorhaben in 

einem Auftragswert von 147 Mio. EUR umgesetzt, ein nationales Vorhaben mit der 

Bezeichnung „Deinstitutionalisierung sozialer Einrichtungen – Unterstützung für 

Umwandlungsteams“ ist in der Vorbereitungsphase und weitere nachfrageorientierte 

Aufforderungen befinden sich ebenfalls in Vorbereitung. 

 

FINANZIERUNG SOZIALER DIENSTLEISTUNGEN 

Wie die PETI-Delegation erfuhr, zahlt die slowakische Regierung derzeit für jede in einem 

Heim untergebrachte Person mit Behinderung 320 EUR monatlich aus dem Staatshaushalt an 

die Kommune, die die betreffende Einrichtung finanziert.1 Die Behörden berichteten, dass 

dieser Betrag im Rahmen eines neuen Gesetzes über soziale Dienstleistungen einschließlich 

Sozialleistungen, das im ersten Halbjahr 2017 verabschiedet werden soll, überprüft werden 

wird. Die Höhe der Zahlung soll sich dann nach dem Grad der Abhängigkeit der Person mit 

Behinderung von dieser Beihilfe richten. 

 

 

 

 

 

                                                 
1 Zum Vergleich wurde angeführt, dass eine Durchschnittsrente in der Slowakei bei etwas mehr als 400 EUR 

liegt. 
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III. BESUCHE IN EINRICHTUNGEN 

Die Delegation des Petitionsausschusses besuchte drei Arten von Einrichtungen: 

 

1. Eine Tagespflegeeinrichtung: Optimale Lösung für die Betreuung von Menschen mit 

Behinderungen in einer gemeindenahen Einrichtung.  

 

Die Einrichtung in der Stadt Trnava wurde erst kürzlich mit EU-Mitteln vollständig renoviert. 

Die Bedingungen sind hervorragend und liegen deutlich über dem Durchschnitt. Die etwa 20 

bis 30 Personen mit Behinderungen verbringen den Tag in der Einrichtung und beschäftigen 

sich mit Handarbeiten. Kulturelle Programme und Ausflüge in die Natur gehören zu den 

täglichen Angeboten, die sie wahrnehmen können. Sie haben die Möglichkeit, Sport zu 

treiben und vielfältige Kuranwendungen in Anspruch zu nehmen. 
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2. Eine Einrichtung, in der Menschen mit Behinderungen arbeiten: Bietet Menschen mit 

Behinderungen die Möglichkeit, entsprechend ihren Neigungen einer Arbeit nachzugehen. 

 

Das Teehaus, das sich ebenfalls in Trnava befindet und aus EU-Mitteln kofinanziert wird, 

liegt in reizvoller Umgebung mitten in der Altstadt und könnte sich ohne Weiteres mit jedem 

anderen hübschen Café auf der Welt messen. Dort arbeiten Menschen mit unterschiedlichen 

Behinderungen1. Sie verrichten Aufgaben wie Geschirr abwaschen, bei der Zubereitung von 

Tee und Kaffee helfen und Gäste oder einander bedienen. 

 

  
 

                                                 
1 Die Behinderungen der Beschäftigten reichen von geistigen Behinderungen, Polio in Kombination mit 

Behinderung, Sehbehinderung (Blindheit), Schwerhörigkeit (mit Hörhilfen), Down-Syndrom, Muskeldystrophie 

und eingeschränkter Mobilität (mit Angewiesensein auf einen Rollstuhl) bis zu maligner Depression. 
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3. Großwohneinrichtung: Eine bestehende Einrichtung, in der viele Menschen mit 

Behinderungen isoliert von der Gesellschaft leben. 

 

Um einen differenzierteren Einblick zu erhalten und wegen der guten Erreichbarkeit (in der 

Gemeinde Zavar in der Nähe von Trnava) besuchte die Delegation eine typische 

Langzeitwohneinrichtung. Hier leben 130 männliche Bewohner, die in Vier- bis 

Sechsbettzimmern ihr ganzes Leben im Heim verbringen. Auch diese Einrichtung wurde vor 

Kurzem renoviert, wobei die Mittel aus dem Staatshaushalt der Slowakei kamen. Die 

Einrichtung machte einen sehr gepflegten Eindruck. Ihre Ausstattung und 

Gemeinschaftsräume wirkten im Vergleich zu konventionellen Behindertenheimen in Mittel- 

und Osteuropa überdurchschnittlich gut. 

  
 

Die Bewohner beschäftigen sich mit Handarbeiten und kümmern sich um einen kleinen 

Garten mit einigen Tieren. Sie können auch an sozialen Aktivitäten teilnehmen. Einige der 
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Bewohner waren einzeln eingeschlossen – wie man der Delegation mitteilte, wegen eines mit 

schwerer geistiger Behinderung zusammenhängenden Verhaltens. 

 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Der Petitionsausschuss 

1.  schließt sich den Bedenken des Europäischen Kommissars für Menschenrechte an, was 

das Weiterbestehen von Großeinrichtungen angeht, in denen Tausende von Menschen 

mit Behinderungen außerhalb der Gemeinschaft1 untergebracht sind; fordert die 

slowakischen Behörden mit Nachdruck auf, weitere Maßnahmen zu ergreifen, um den 

Übergang zu gemeindenahen Diensten und einem in die Gemeinde integrierten Leben 

von Menschen mit Behinderungen in der Slowakei zu beschleunigen, wobei vor allem 

darauf zu achten ist, dass ein Fahrplan mit klaren Fristen, klaren Zielen und messbaren 

Indikatoren festgelegt wird; 

2. betont, dass EU-Mittel darin investiert werden müssen, die soziale Inklusion 

voranzutreiben und merklich zur Achtung der Menschenrechte in der Slowakei 

beizutragen; bedauert, dass es für Menschen mit Behinderungen derzeit kein 

einklagbares Recht auf ein selbstbestimmtes Leben gibt; 

3.  hebt hervor, dass für politische Entscheidungsträger und Pflegekräfte, die am Übergang 

von einer institutionalisierten zu einer gemeindenahen Betreuung beteiligt sind, 

entsprechende Schulungen durchgeführt werden müssen; 

4.  fordert, dass die Finanzierung von Sozialleistungen für gemeindenahe Dienste garantiert 

wird, um der Praxis entgegenzuwirken, dass Gemeinden für gemeindenahe 

Betreuungsleistungen in der Regel nicht zahlen, wenn eine institutionelle Einrichtung 

vorhanden ist; fordert die slowakischen Behörden auf, keine Investitionen in die 

Schaffung sogenannter Kleinsteinrichtungen zu unterstützen; fordert die slowakischen 

Behörden auf, die Zuweisung von Mitteln aus nationalen und regionalen Haushalten an 

Einrichtungen der institutionellen Betreuung nur in Ausnahmefällen zu unterstützen, in 

denen der Prozess der Deinstitutionalisierung bereits fortgeschritten ist, die 

gemeindenahe Alternative mit qualifiziertem Personal jedoch noch nicht gesichert ist 

und die Mittel in die nötige Infrastruktur zur Bereitstellung der erforderlichen 

Betreuungskapazitäten investiert werden;  

5.  fordert mit Nachdruck Maßnahmen, mit denen eine sinnvolle Einbindung von 

Menschen mit Behinderungen, ihrer Angehörigen und der einschlägigen Organisationen 

der Zivilgesellschaft in die Planung, Umsetzung und Überwachung von Projekten, die 

aus den Europäischen Struktur- und Investitionsfonds finanziert werden, angeregt und 

gefördert wird; fordert die Kommission auf, Leitlinien zu erarbeiten, um die 

Mitgliedstaaten dabei zu unterstützen, ihrer Verantwortung in diesem Bereich 

nachzukommen; 

                                                 
1 Bericht von Nils Muižnieks, Europäischer Kommissar für Menschenrechte, im Anschluss an seinen Besuch in 

der Slowakischen Republik vom 15. bis zum 19. Juni 2015. 
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6.  würdigt die Arbeit der verschiedenen nichtstaatlichen Organisationen und deren 

nachhaltigen Beitrag zu besseren Lebensstandards und zur sozialen Inklusion von 

Menschen mit Behinderungen; ist der Ansicht, dass die nichtstaatlichen Organisationen 

beim Prozess der Deinstitutionalisierung mit ihrer Sachkenntnis und ihren Ressourcen 

eine wichtige Rolle spielen; weist allerdings darauf hin, dass für die Finanzierung dieses 

Prozesses im Wesentlichen weiterhin der slowakische Staat zuständig sein sollte; 

7.  wird weiterhin aufmerksam verfolgen, ob die slowakischen Behörden ihren im Rahmen 

des Besuchs des Petitionsausschusses getätigten Zusagen nachkommen, die 

Verzögerungen des Deinstitutionalisierungsprozesses in der Slowakei zu beheben und 

die Botschaft der PETI-Delegation an die jeweiligen Überwachungsausschüsse 

weiterzuleiten, um den Prozess der Deinstitutionalisierung in der Slowakei zu 

beschleunigen; ist der Ansicht, dass der Ausbau von Dienstleistungen und Infrastruktur 

zwecks eines einfacheren Übergangs zu gemeindenaher Betreuung in der Slowakei 

erheblich zu diesem Ziel beitragen kann; 

 8. begrüßt, dass sechs der acht Selbstverwaltungsregionen der Slowakei bereit sind, 

Projekte zu den beiden für Oktober 2016 geplanten Ausschreibungen im Rahmen des 

Integrierten Regionalen Operationellen Programms in die Wege zu leiten, sowie die 

Bereitschaft der slowakischen Regierung, ab Oktober 2016 die Maßnahmen zur 

Deinstitutionalisierung schneller voranzutreiben; 

9.  fordert mit Nachdruck, dass die genaue Zahl der Menschen mit Behinderungen, die 

zurzeit in Heimen und anderswo in der Slowakei leben, sowie weitere detailliertere und 

nach dem Schweregrad und der Art der Behinderung aufgeschlüsselte Daten zu deren 

persönlicher Situation und zu den Merkmalen der Einrichtungen, in denen sie leben, 

erfasst werden, da die ungefähre Angabe von 40 000 in Einrichtungen lebenden 

Menschen nicht ausreichend ist; empfiehlt auch, Daten zur sozialen und 

wirtschaftlichen Situation von Menschen mit Behinderungen zu sammeln, um die 

Erarbeitung und Überprüfung von Strategien zur Inklusion zu erleichtern; 

10.  fordert die Kommission auf, eine vergleichende Analyse bezüglich der Zahl der in 

Heimen untergebrachten Menschen mit Behinderungen und der Zukunftsaussichten für 

die Deinstitutionalisierung in den 28 Mitgliedstaaten zu erstellen;  

11. befürwortet, dass im Hinblick auf die Qualität von Sozialleistungen und deren 

tatsächlichen Auswirkungen auf den Alltag von Menschen mit Behinderungen in 

institutionellen Betreuungseinrichtungen effiziente Überwachungsverfahren eingeführt 

werden; 

12. weist die slowakischen Behörden auf das Kriterium der Nachhaltigkeit im Prozess der 

Deinstitutionalisierung hin, da hier eine genaue Weiterverfolgung erforderlich ist, um 

den Grad der Nachhaltigkeit zu messen; hebt gleichzeitig hervor, dass eine bessere 

Finanzierung für Sozialleistungen auch in der Zeit nach 2014–2020 eine Priorität im 

EU-Haushalt bleiben sollte; 

13. ersucht die slowakischen Behörden, die Möglichkeiten der offiziell eingerichteten 

ressortübergreifenden Arbeitsgruppe voll auszuschöpfen und ihre Tätigkeit 

unverzüglich aufzunehmen und zu intensivieren; 
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14. äußert Bedenken bezüglich der Rechts- und Handlungsfähigkeit von Menschen mit 

Behinderungen in der Slowakei und weist darauf hin, dass alle Bewohner von Heimen 

grundsätzlich unter Vormundschaft stehen und dies daher für das alltägliche Leben 

dieser Menschen von entscheidender Bedeutung ist; fordert mit Nachdruck, dass 

Menschen, deren Rechts- und Handlungsfähigkeit per Gerichtsbeschluss eingeschränkt 

wird, während des Verfahrens angehört werden, auch wenn der Richter sich zu diesem 

Zweck in die Einrichtung begeben muss, weil die betreffende Person diese für die 

Anhörung nicht verlassen kann, und dass die sozialen Kompetenzen des Betroffenen bei 

solchen Entscheidungen berücksichtigt werden; 

15. begrüßt die kürzlich erfolgte Gesetzesreform hinsichtlich der Verfahrensvorschriften für 

Vormundschaftssachen und empfiehlt den slowakischen Behörden, im Einklang mit 

dem Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 

Behinderungen weitere Legislativmaßnahmen zu ergreifen, um den Entzug der Rechts- 

und Handlungsfähigkeit im Zivilgesetzbuch gänzlich abzuschaffen und die unterstützte 

Entscheidungsfindung einzuführen, die auf der Achtung des Selbstbestimmungsrechts 

und der persönlichen Einwilligung beruht; empfiehlt den slowakischen Behörden 

darüber hinaus, die Wiederherstellung der Rechts- und Handlungsfähigkeit von 

Menschen mit Behinderungen in möglichst vielen Fällen zu erleichtern; 

16. befürwortet voll und ganz eine stärkere Selbstvertretung und eine größere Bereitschaft 

von Menschen mit Behinderungen, sich selbst, ihre Ansichten und ihre Interessen in der 

Slowakei zu vertreten, ganz im Sinne des viel zitierten Mottos des von den Vereinten 

Nationen ausgerufenen internationalen Tages der Menschen mit Behinderung des 

Jahres 2004, „nichts über uns ohne uns“; 

17.  äußert sich besorgt über den Verlust des Wahlrechts von Menschen mit Behinderungen 

in der Slowakei und weist darauf hin, dass die Gewährung des Wahlrechts und des 

Rechts, bei Wahlen zu kandidieren, für alle Menschen mit Behinderungen diesen nicht 

nur dazu verhelfen würde, ihre Rechte vollumfänglich ausüben zu können, sondern auch 

ihre Sichtbarkeit in der Gesellschaft verbessern würde; 

18.  fordert die slowakischen Behörden auf, sicherzustellen, dass die monatlichen staatlichen 

Pflegebeihilfen, die derzeit an die Gemeinden ausgezahlt werden, nicht in die 

Aufrechterhaltung institutioneller Betreuungseinrichtungen fließen, sondern dafür 

zweckgebunden und wirksam eingesetzt werden, die Lebensstandards und die soziale 

Inklusion der Menschen mit Behinderungen zu verbessern, indem z. B. ein stabiles 

Netzwerk individueller, wohnungsnaher und nach Bedarf nutzbarer Hilfsangebote 

geschaffen wird, und betont, dass eine solche Vorgehensweise die 

Deinstitutionalisierung voranbringen könnte, da sie den Betroffen ermöglichen würde, 

über die Form der Pflegeleistungen zu entscheiden; fordert die slowakischen Behörden 

auf, sicherzustellen, dass die Beträge der monatlichen staatlichen Pflegebeihilfen den 

tatsächlichen Kosten der Sozialleistungen entsprechen und ausreichen, um diese zu decken; 

19. fordert die slowakischen Behörden nachdrücklich auf, bürokratische Hürden für 

Vergabeverfahren im Zusammenhang mit Projekten zur Deinstitutionalisierung 

möglichst abzubauen und im Lauf dieser Vergabeverfahren höchste Transparenz walten 

zu lassen; 

20.  ersucht die Kommission, den nationalen Behörden, die mit der Verwaltung der 
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entsprechenden EU-Mittel betraut sind und die ihren Verpflichtungen zur Gänze 

nachkommen, in diesem Fall den zuständigen Behörden in der Slowakei, größtmögliche 

Unterstützung zukommen zu lassen und die recht komplizierten bürokratischen 

Verfahren weiter zu vereinfachen; 

21.  begrüßt die Zusage der slowakischen Behörden im Zuge des Besuchs des 

Petitionsausschusses, 2017 zum Jahr der Steigerung des positiven öffentlichen 

Bewusstseins für die soziale Inklusion und die Gleichstellung von Menschen mit 

Behinderungen zu erklären, und weist darauf hin, dass bei Sensibilisierungsmaßnahmen 

Menschen mit Behinderungen selbst zu Wort kommen müssen; 

22. fordert die slowakischen Behörden auf, vor allem darauf zu achten, dass Menschen mit 

Behinderungen Möglichkeiten zu lebenslangem Lernen und ein besserer Zugang zum 

Arbeitsmarkt geboten werden; 

23.  fordert mit Nachdruck einen umfassenden Ansatz, indem soziale Integration bereits ab 

der frühen Kindheit geplant, Ausbildung inklusive gestaltet und ein Beschäftigungsplan 

erarbeitet wird, der z. B. eigens vorgesehene Arbeitsplätze im öffentlichen Dienst und 

ein Anreizsystem im privatwirtschaftlichen Sektor vorsieht, um die Autonomie von 

Menschen mit Behinderungen zu fördern; 

24.  fordert die slowakischen Behörden insbesondere auf, EU-Mittel dafür einzusetzen, dass 

Kinder in ihren Familien leben können und in allen Lebensbereichen in ihren 

Gemeinden und in ihrem schulischen Umfeld vollständig integriert sind; 

25.  fordert die slowakischen Behörden auf, für Familien von Menschen mit Behinderungen, 

einschließlich von Kindern, zugängliche Dienstleistungen sicherzustellen, da dies den 

Alltag dieser Menschen erleichtern würde; fordert die slowakischen Behörden darüber 

hinaus auf, für Menschen mit Behinderungen, die einer nationalen Minderheit 

angehören, Dienstleistungen auch in deren Muttersprache zugänglich zu machen; 

26.  ist der Ansicht, dass es an der Zeit wäre, erneut ein Europäisches Jahr der Menschen mit 

Behinderungen1 zu veranstalten, bei dem die vollständige Integration von Menschen mit 

Behinderungen  im Mittelpunkt steht; hält es für möglich, dass ein solches zur 

Förderung einer inklusiven Europäischen Union für alle Bürger Europas und für alle, 

die in Europa leben, beiträgt; 

27. fordert die Kommission auf, die Lage der Investitionen in Einrichtungen für Menschen 

mit Behinderungen in der Slowakei weiter zu untersuchen und die systematische 

Bewertung des Fortschritts und der Effizienz des Übergangs von einer 

institutionalisierten zu einer gemeindenahen Betreuung zu unterstützen; legt darüber 

hinaus dem Haushaltsausschuss des Europäischen Parlaments nahe, diese 

Angelegenheit weiter zu prüfen; 

28. empfiehlt den slowakischen Behörden, den Dialog mit dem Europäischen Parlament 

regelmäßig fortzuführen, insbesondere durch regelmäßige Berichte, z. B. jährliche 

Überwachungsberichte, über den Stand des Prozesses der Deinstitutionalisierung an den 

                                                 
1 Der letzte Beschluss des Rates zur Veranstaltung des Europäischen Jahres der Menschen mit Behinderungen 

2003 wurde im Dezember 2001 gefasst. 
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Petitionsausschuss. 


